
Mit knapp 500 Teilnehmern aus
Industrie, Forschung und Hand-
werk verzeichnete die Tagung ei-
nen Besucherrekord und steht vor
ihrer Kapazitätsgrenze. Dies
spricht für die große Bedeutung
dieser Veranstaltung für die Solar-
strom-Branche.

Das EEG

Das neue Erneuerbare Energien-
Gesetz (EEG) soll den Einsatz
von Erneuerbaren Energien nach-
haltig fördern. Für die Einspeisung
von so erzeugter Energie sind die
Vergütungssätze festgelegt und

bundeseinheitliche Regelungen
geschaffen worden (siehe Kasten
EEG). Experten zu Energiefragen
setzen große Hoffnungen darauf
(siehe Kommentar). Sie erwarten
sich davon einen gewaltigen
Marktschub.
Schwierigkeiten gab es in letzter
Sekunde. Eine unauffällige Text-
passage des Gesetzes in § 11(5)
sieht bei Streitigkeiten zwischen
Netzbetreibern über die Offenle-
gung von Daten zwecks Abrech-
nung eine Klärung vor einem
Oberlandesgericht als letzte
Schlichtungsinstanz vor. Damit
sind die Kompetenzen der Länder
berührt. Daraus leitet sich die Not-

wendigkeit einer Zustimmung des
Bundesrates zu diesem Gesetz ab.
Auf Grund der anderen Mehrhei-
ten im Bundesrat hatten viele Ta-
gungsteilnehmer große Befürch-
tungen, dass das Gesetz im letzten
Moment erstmal gestoppt wird.
Hans-Josef Fell, MdB (Bündnis
90/Grüne) und einer der „Väter“
des EEG, hielt höchstens eine
Verzögerung des Gesetzes für
wahrscheinlich.
Sämtliches Bangen erwies sich im
Nachhinein als unbegründet, denn
das Gesetz passierte den Bundes-
rat ohne Probleme.
Mit der Einführung des EEG kam
es bei der Kreditanstralt für Wie-
deraufbau, die für die Vergabe der
Mittel im Rahmen des 100.000-
Dächer-Programms zuständig ist,
zu einer wahren Antragsflut. Da es
aber keine Durchführungsvor-
schriften für die Kombination des
EEG mit diesem Programm gab,
veranlasste das Bundeswirtschafts-
ministerium einen Bearbeitungs-
stopp. Die neuen Richtlinien lie-
gen seit dem 24. Mai 2000 vor. Mit
einigen Änderungen können An-
träge jetzt wieder bearbeitet wer-
den (siehe Kasten 100.000-
Dächer-Programm).

Qualitätssicherung

Als wichtigste Punkte der Tagung
nahmen die Themen „Qualitätssi-
cherung, Standards und Energie-
erträge“ einen breiten Raum ein. 
Bei der Herstellung von PV-Mo-
dulen, Wechselrichtern u. a. gab es
in der Anfangsphase eine breite
Streuung der einzelnen Produkte
zu den Nennwerten. Die tatsächli-
che Modulleistung lag häufig über
10 % unterhalb der Datenblatt-
Nennleistung. Daraus resultierten
geringere Energieerträge als er-
wartet.
Einige materialbedingte Faktoren,
die die Leistung beeinflussten,
können durch neue Materialien
vermindert werden. Die in den
80er Jahren öfter beobachtete
Braunfärbung des Einbettmateri-
als für die Solarzellen in den Mo-
dulen soll nicht mehr stattfinden. 
Ziel der gesamten Branche ist es,
bei der Herstellung und später bei
der Montage höchsten Qualitäts-
ansprüchen zu genügen. 
Photovoltaikmodule haben trotz
aufgetretener Qualitätsprobleme
einzelner Hersteller einen hohen
technischen Stand erreicht. Die
Hersteller geben für ihre Produkte
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Solarstrom vor dem Durchbruch
Die diesjährige Veranstaltung in Staffelstein (Bayern) war ge-
prägt vom neuen Erneuerbare Energien Gesetz (EEG). Bei einer
Einspeisevergütung von 99 Pf/kWh ist es für Anlagenbetreiber
wichtig zu wissen, wieviel Geld sich mit den ins Netz ein-
gespeisten Kilowattstunden verdienen lässt. Qualitätssiche-
rung bei der Herstellung und Montage von Solaranlagen sowie
zuverlässige Vorhersagen über die zu erwartenden Energie-
erträge standen im Vordergrund der Tagung. 

§1 Ziel des Gesetzes
Aus Gründen des Klima- und Um-
weltschutzes ist der Anteil erneu-
erbarer Energien bis 2010 min-
destens zu verdoppeln.

§ 2 Anwendungsbereich
– Windkraft
– Solare Strahlungsenergie

(ab 100 kW nur auf baulichen
Anlagen)

– Geothermie
– Wasserkraft bis 5 MW
– Deponiegas bis 5 MW
– Klärgas bis 5 MW
– Grubengas bis 5 MW
– Biomasse bis 20 MW

(ab 5 MW erst, wenn Verord-
nung vom BMU erlassen ist)

Auch Anlagen der EVU werden
vergütet.

Altanlagen werden wie Neuanla-
gen vergütet (Sonderregelung
Windkraft).

§ 3 Abnahme- und Vergütungs-
pflicht

Die Abnahme- und Vergütungs-
pflicht betrifft die Netzbetreiber.

§ 4 Vergütung für Strom aus
Klärgas, Deponiegas, Gru-
bengas, Wasserkraft

Anlagen bis 500 kW: 15 Pf/kWh
Anlagen 500 kW bis 5 MW: 
13 Pf/kWh
(Für den Strom entsprechend
Leistungsanteil bis 500 kW gel-
ten 15 Pf/kWh.)

§ 5 Vergütung für Strom aus
Biomasse

Bis 500 kW: 20 Pf/kWh
500 kW bis 5 MW: 18 Pf/kWh
5 MW bis 20 MW: 17 Pf/kWh
(erst nach Inkrafttreten der BMU-
Verordnung)
Degression 1 % jährlich ab
1.1.2002

§ 6 Vergütung für Strom-Geo-
thermie

Bis 20 MW: 17,5 Pf/kWh
Über 20 MW: 14 Pf/kWh

§ 7 Vergütung für Strom aus
Windkraft

17,8 Pf/kWh, abgesenkt auf
12,1 Pf/kWh
mindestens fünf Jahre lang voller
Satz, danach in Abhängigkeit
vom Ertrag, bis 150 % der Refe-
renzanlage erreicht sind

Offshore:  Neun Jahre lang höhe-
re Vergütung (für Anlagen, die bis
2006 gebaut sind).
Spezielle Altanlagenregelung
Degression 1,5 % jährlich ab
1.1.2002.

§ 8 Vergütung für Solarstrom 
für Alt- und Neuanlagen:
99 Pf/kWh
Absenkung der Vergütung um

5 % für Neuanlagen, ab 2002 und
jedes Folgejahr um weitere 5 %. 
Begrenzung bis 350 MW mit der
Pflicht, eine Anschlussregelung
zu finden.

§ 9 Gemeinsame Vorschriften
Vergütungsdauer 20 Jahre
(Wasserkraft unbegrenzt)

§ 10 Netzkosten
Anschlusskosten trägt Anlagen-
betreiber.
Netzausbaukosten trägt der Netz-
betreiber.
Streitigkeiten klärt eine Clearing-
stelle.

§ 11 Bundesweite Ausgleichsre-
gelung

Aufgenommener Strom und die
Kosten werden von den Übertra-
gungsnetzbetreibern untereinan-
der ausgeglichen.
Alle Stromversorger müssen die-
sen Strom zu bundeseinheitli-
chen Quoten vom Übertragungs-
netzbetreiber abnehmen. 
(Ausnahme Ökostromhändler)

§ 12 Berichtspflicht
alle zwei Jahre
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Hans-Josef Fell, MdB, erläuterte
im Rahmen der „Late News“ das
EEG und den aktuellen Stand
des Gesetzgebungsverfahrens.
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mittlerweile sehr lange Garantie-
zeiten, bis zu 25 Jahre. Langzeit-
versuche haben gezeigt, dass die
elektrische Leistung von PV-Mo-
dulen stabil bleibt.

Gesicherte Energieerträge

Die Investitionen eines Bauherren
für eine PV-Anlage sind beträcht-
lich. Nur gute Systeme an geeigne-
ten Aufstellorten haben eine
Chance, sich bei einer entspre-
chenden Vergütung für die Ein-
speisung ins Stromnetz in 15 bis 20
Jahren zu amortisieren. 
Mit jeder eingespeisten Kilowatt-
stunde  steigt die Möglichkeit, dass
sich die Investitionen in eine PV-
Anlage finanziell lohnen.
Mit einer fachgerecht geplanten
und montierten Anlage läßt sich
das Restrisiko einer Vorhersage
der gesicherten „Stromernte” ein-
schränken.

Planungsunterlagen

Für die Planung gibt es ständig
verbesserte Schulungsunterlagen,
Literatur und Planungsprogram-
me, die der ep demnächst an ande-
rer Stelle vorstellt. 
Die Deutsche Gesellschaft für So-
larenergie (DGS) e.V. stellte den

Leitfaden „Photovoltaische Anla-
gen“, einen Ringordner mit vielen
nützlichen Informationen für pla-
nende und installierende Firmen,
vor. Dieser soll im Sommer diesen
Jahres fertig vorliegen.
Das Berliner Ingenieurbüro Dr.
Valentin und Partner zeigte ihr Si-
mulationsprogramm PV*SOL auf
der Tagung in der neuen Version
2.0.
PV*SOL 2.0 kann neben netzpa-
rallelen Anlagen jetzt auch
netzautarke Anlagen berechnen.
Ein Auslegungsassistent wählt
nach der gewünschten Spannung
und Leistung die Anzahl der Mo-
dule sowie die passenden Kompo-
nenten aus einer umfangreichen
Datenbank auswählt. Auf Maus-
klick überprüft PV*SOL die ge-
wählte Anlagenkonfiguration, ob
z. B. Wechselrichter und PV-Mo-
dule zusammenpassen. 
Ergebnisse einer Simulationsrech-
nung sind alle relevanten Kenn-
werte der Anlage sowie die aufge-
zeichneten stündlichen Betriebs-
zustände wie Energieflüsse oder
Wetterdaten. Bei der Präsentation
hilft ein umfangreicher Projektbe-
richt sowie ein leistungsfähiges
Grafiktool.
Auch die Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung wurde erweitert.

S. Wagner ■
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Haushaltsausschuss bewil-
ligt zusätzliche 40 Millionen
für das 100.000-Dächer-
Programm

In Hinblick auf das begrenzte Vor-
handensein fossiler Energieres-
sourcen und aus Gründen des glo-
balen Klimaschutzes unterstützt
der Bund mit zinsverbilligten
Darlehen den stärkeren Einsatz
von Photovoltaik-Anlagen in den
Jahren 2000 bis 2003 nach Maß-
gabe der Richtlinien des
100.000-Dächer-Programms.
Anträge für entsprechende Darle-
hen sind über die örtlichen Kredit-
institute (Hausbanken) bei der
Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW), Frankfurt/Main, einzurei-
chen.
Am 24. Mai 2000 wurden die neu-
en Richtlinien des Programms be-
schlossen (Veröffentlichung im
Bundesanzeiger Nr. 101 vom 27.
Mai 2000, im Internet unter www.
bundesanzeiger.de/banzinha/
101.htm bestellen)

Die neuen Konditionen
• Privatleute erhalten künftig

auch bei Inanspruchnahme des
Erneuerbare-Energien-Geset-
zes einen 100-prozentigen Fi-
nanzierungsanteil aus dem Pro-
gramm. Diese Regelung wird
auf Anlagen bis zu einer Größe
von 5 kW beschränkt.

• Die förderfähigen Anlagenko-
sten werden 2000 auf 13.500
DM/kW beschränkt. Bei Anträ-
gen in den folgenden Jahren re-
duziert sich dieser Betrag je-
weils um 5 Prozent.

• Anlagen über 5 kW und generell
bei Anlagen von Kleinen und
Mittleren Unternehmen (KMU):
Das Programm kann zu 50 Pro-
zent genutzt werden (6.750
DM/kW).

• Die Zinsverbilligung beträgt wie
bisher nominal 4,5 Prozent.
Dementsprechend ist der je-
weilige Programmzins abhängig
von der Entwicklung des Kapi-
talmarktes.Mit einem garantier-
ten Null-Zinssatz ist derzeit
nicht zu rechnen.

Restschulderlass fällt weg
Nach den alten Regelungen
brauchten die Raten im zehnten
Jahr nicht zurückgezahlt werden,
wenn die Anlage noch in Betrieb
ist (Restschulderlass). 
Für private Anlagen mit einer Lei-
stung kleiner 5 kW verschlechtern
sich die Konditionen gegenüber
der bisherigen Regelungen etwas.
Es ist vorstellbar, dass eine voll-
ständige Finanzierung für Investo-
ren interessanter ist als eine Ver-
günstigung, die sich erst in zehn
Jahren auswirkt.
Für Anlagen über 5 kW und Anla-
gen von KMU hat sich das
100.000-Dächer-Programm nach-
haltig verschlechtert. Keine höhe-
re Finanzierungsquote gleicht den
weggefallenen Restschulderlass
aus.

Vorgehensweise
Es war nicht vorgesehen, das fi-
nanzielle Gesamtvolumen des
100.000-Dächer-Programms zu
erhöhen. Aus diesem Grund hat-
ten die Unternehmensvereinigung

Solarwirtschaft (UVS), der Deut-
sche Fachverband Solarenergie
(DFS) und die Deutsche Gesell-
schaft für Sonnenenergie (DGS)
verlangt, das Programmes zeitlich
zu kürzen. Eine Antragsbearbei-
tung und Bewilligung sollte fort-
laufend möglich sein.
Der Haushaltsausschuss griff die-
se Empfehlung auf. Eine Bereit-
stellung von weiteren 40 Millio-
nen DM, die aus dem Etat des
sechsten Programmjahres ent-
nommen werden, zu den bereits
vorgesehenen 180 Millionen er-
folgte. Die Mitglieder des Aus-
schusses waren darin einig, das
Programm um ein Jahr – von
sechs auf fünf Jahre – zu verkür-
zen. Die nachgeschobenen 40
Millionen ermöglichen die Bear-
beitung der etwa 10.000 Anträge,
die bisher bei der KfW liegen, zu
den oben ausgeführten Konditio-
nen. Mit den neuen Richtlinien
können Anträge seit Ende Mai
wieder bewilligt werden und der
Bearbeitungsstau binnen einiger
Wochen behoben sein.

Die neuen Konditionen100.000-Dächer-Programm

Das Erneuerbare Energiegesetz
ist nicht nur wegen seiner Ver-
gütungssätze ein Meilenstein in
der Markteinführung Erneuerba-
rer Energien. Es hat für die ge-
samte Entwicklung des Energie-
rechts eine prinzipielle Bedeu-
tung, und dies gleich aus meh-
reren Gründen: Es setzt den
Marktvorrang umweltfreundli-
cher Energieerzeugung vor die
pauschale Liberalisierung. Es
sagt damit: Naturgesetze haben
Vorrang vor Marktgesetzen. In-
dem das Gesetz alle Stromliefe-
ranten in die Abnahmeverpflich-
tung des eingespeisten Stroms
einbezieht, ist es gleichzeitig ei-
ne konsequente Umsetzung des
Verursacherprinzips im Umwelt-
schutz mit einem absolut fairen
„Lastenausgleich“.

Das Gesetz entspricht darüber
hinaus dem neuen Prinzip der
Energiemarktordnung, das so
genannte „unbundling“ zwi-
schen Stromproduzenten, Netz-
betreibern und Verteilerunter-
nehmen. Es nimmt von allen
kommunalen Verteilerunterneh-
men die finanzielle Verpflich-
tung, die Vergütungssätze zu fi-
nanzieren und motiviert diese
sogar dazu, selbst verstärkt in
Erneuerbare Energien zu inve-
stieren. Damit kommen die An-
reize des EEG genau dort an, wo
sie hingehören: auf der Ebene
dezentraler Stromerzeugung. Ich
denke, dass das EEG Vorbild für
Stromeinspeisungsgesetze in
vielen Ländern wird, und nicht
zuletzt zum Vorbild für eine eu-
ropäische Einspeisungsrichtlinie
in einigen Jahren.

Das neue EEG

Dr. Hermann Scheer, MdB (SPD)
Präsident von EUROSOLAR,
Träger des Weltsolarpreises
und des Alternativen Nobelpreises
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